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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. 


Unterrichtung des Parlaments über die Verwertung von Material der ehemaligen 
Nationalen Volksarmee 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß die Bundesregierung 
am 3. Oktober 1990 mit der Nationalen Volksarmee (NVA) eine 
ganze Armee übernommen hat, verbunden mit einer Vielzahl 
von Problemen mit dem Personal und seiner Zukunft sowie mit 
der Sicherung und Weiterverwendung großer Materialmengen. 

2. Der Deutsche Bundestag bekräftigt, daß das von der ehemali- 
gen Nationalen Volksarmee übernommene Material Teil des 
Bundesvermögens ist und daraus eine besondere Verantwor- 
tung entsteht. Die Bundesregierung ist verpflichtet, dieses 
Material, soweit sie es nicht für eigene Zwecke benötigt, einer 
Verwertung zuzuführen, die im Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland liegt. 

3. Der Deutsche Bundestag bekräftigt, daß die gesetzlichen Vor- 
schriften für den Rüstungsexport, insbesondere das Kriegswaf- 
fenkontrollgesetz, daß Außenwirtschaftsgesetz und die „Poli- 
tischen Grundsätze für den Export von Kriegswaffen und son- 
stigen Rüstungsgütern" vom 28. April 1982 in vollem Umfang 
auf die Verwertung von NVA-Material Anwendung finden. 

4. Der Deutsche Bundestag bestätigt, daß es im Interesse der 
Bundesrepublik Deutschland liegt, durch kostenlose Abgabe 
zivil nutzbaren Materials an humanitäre Organisationen bzw. 
für humanitäre Zwecke die Not in der Welt, insbesondere auch 
in den Ländern Osteuropas und der Gemeinschaft Unabhän- 
giger Staaten (GUS) zu lindern, sowie durch Abgabe an Ge- 
meinden und Gebietskörperschaften in den neuen Bundeslän- 
dern einen Beitrag zu deren Aufbau zu leisten. 

5. Der Deutsche Bundestag hält es für richtig, den Gesamtprozeß 
der Auflösung der ehemaligen Nationalen Volksarmee und der 
Verwendung und Weitergabe von ihren Waffen, Geräten, Aus- 
rüstungen, Munition und anderen militärischen Gegenständen 
einer wirksamen parlamentarischen Kontrolle zu unterziehen. 
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Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Verteidigungs- 
ausschuß des Deutschen Bundestages alle vier Monate schrift- 
lich über den Fortgang der Verwertung von früherem NVA- 
Material zu berichten. Die ersten Berichte sollten im Mai 1992 
und September 1992 vorliegen. 

Die Bundesregierung wird ferner aufgefordert, dem Haushalts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages halbjährlich eine Über- 
sicht über die Verwertung im zurückliegenden Halbjahr vorzu- 
legen. 


Bonn, den 19. Februar 1992 


Dr. Wolfgang Schäuble, Dr. Wolfgang Bötsch und Fraktion 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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